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Auf einer Veranstaltungi m
Luxemburger Centre

Hospitalier diskutierten
ExpertInnen über die

Stigmatisierungvon Aids.
HIV−positive oder an Aids
erkrankte"SansPapiers"

leiden unter einer doppelten
Diskri minierung.

"Als mein Mannerkrankte, ka-
men alle, umuns anzuschauen.
Siebeobachtetenuns, als wir die
Straße überquerten. Die Leute
standensogar Schlange, umuns
zu sehen. Einmal schlug unser
Nachbar sogar seinen kleinen
Sohn, weil er zu uns gekommen
war." Mit diesen Worten be-
schrieb eine HIV−positive Frau
in Uganda, wie die Menschenin
ihrer Umgebung reagierten, als
ihr MannanAids erkrankte− und
ein Beispiel dafür, wie sehr HIV−
positive Menschen oder Aids-
kranke Stigmatisierung und Dis-
kri minierungausgesetzt sind.
"Diskri minierung und Stigma-

tisierung von Menschen mit HIV
und Aids stellen eine Verletzung
ihrer Menschenrechte dar."
Mit diesen Worten hat die Un-
aids, die Aids−Organisation der
Vereinten Nationen, am Wel-
taidstagi mvergangenen Dezem-
ber zum Kampf gegen die Stig-
matisierung aufgerufen. Unter
dem Motto "Combattre les stig-
matas du Sida" hat sich diese
Wocheauchdie"Association Na-
tionale des Infirmiers et Infir-
mières Luxembourgeois" (Anil)
mit diesem Thema befasst.
"Zahlreich sind diese und jene,
die an Aids leiden; diejenigen,
die nicht direkt an den Folgen
der Krankheit sterben, werden
fast genauso sicher durch die
Stigmatisierung getötet, zitierte
Castor Aguilera von der Anil am
Montag im Centre Hospitalier
den südafrikanischen Ex−Präsi-
denten Nelson Mandela. "Doch
was bedeutet Stigmatisierung
überhaupt?", fragte Aguilera.
Er versucht, selbst eine Ant-

wort zu geben: Es ist vor allem
die Ausgrenzung von der Gesell-
schaft, die Unterscheidung in
"wir" und "jene". Aguilera führt
aus: Stigmatisierung und Diskri-
minierung können sich inner-
halb der Familie abspielen, aber
auch innerhalb der gesamten
Gesellschaft, auf dem Arbeits-
markt, i m Gesundheitswesen
oder in religiösen Einrichtun-
gen. Sierekrutiertensich häufig
aus schon bestehenden Ängs-
ten und Vorurteilen gegenüber

Sexualität, Armut
oder ethnischer
Zugehörigkeit, er-
klärt Aguilera. Und
sie seien ein Hin-
dernis i m Kampf
gegen Aids, da
sie die nötige Of-
fenheit in der
Auseinanderset-
zung mit der Epi-
demie verhindern.
Nicht zuletzt wirk-
ten sie sich nega-
tiv auf die ökono-
mische Situation
der Betroffenen
aus und marginali-
siertendiese.
Die Teilnehme-

rInnen des Sympo-
siums i m Centre
Hospitalier waren
sich weitgehend
einig: HIV−positive
Menschen sind oft
einer weitaus kom-
plexeren Diskri mi-
nierung ausge-
setzt als andere
kranke Menschen,
so zum Beispiel,

wenn ihnen Pflege verweigert
wird oder sie ihren Arbeitsplatz
verlieren. Dabei hat die Interna-
tionale Arbeitsorganisation
(ILO) i m Jahr 2001 in ihrem
"Code of Practice" festgestellt,
dass Arbeitende nicht aufgrund
ihres HIV−Status diskri miniert
werdendürfen.

Entmystifizierung statt
Banalisierung
"Oft geht die Stigmatisierung

von den HIV−positiven Men-
schen selbst aus", sagt Henri
Goedertz von der Aidsberodung
des Roten Kreuzes in Luxem-
burg. Aus Angst scheuten sie ei-
ne offene Auseinandersetzung
und verdrängten HIV, denn von
Seiten der Gesellschaft wird den
Betroffenen eine viel größere
Schuldan derInfektionzugewie-
sen als bei anderen Erkrankun-
gen wiezumBeispiel Malaria.
Eng mit HIVverknüpft sinddie

Bereiche Sexualität und Tod.
Auch sie seien in nahezu je-
der Gesellschaft mit einemTabu
belegt, erklärt Goedertz. Von
zentraler Bedeutung sei es des-
halb− darin sind sich die Exper-
tInnen bei der Anil−Konferenz ei-
nig −, den Kreis von Stigma, Ab-
lehnung und Verdrängung zu
durchbrechen und Aids zu ent-
mystifizieren.
Entmystifizierung ist aber

nicht gleich Banalisierung von
Aids: Eine solche habe näm-
lichin der westlichen Welt mitt-
lerweile stattgefunden, erklärt
Goedertz gegenüber der woxx.
Nach dem "Schockzustand" in
den 80er Jahren sei i m ver-
gangenen Jahrzehnt eine "Nor-
malisierung" eingetreten, seit
1996 Kombinationstherapien
denAusbruchder Krankheit auf-
halten konnten und seit man
festgestellt habe, dass die Zahl
der Erkrankungen doch nicht
so hoch sei. Obwohl die Zahl
der Neuinfektionen auch in
Europa nicht geringer geworden
ist, neigten viele zu einer Art
geografischen Abgrenzung.
Mehrals 90 Prozent der weltweit
fast 40 Millionen HIV−Positiven

und an Aids Erkranktenlebenin
Entwicklungsländern, davon
knapp29 MillioneninSchwarzaf-
rika. Das verleite dazu, dem
Aids−Problem weniger Bedeu-
tung beizumessen, solange nur
"dieanderen" betroffensind.
Dass die "messages de pré-

vention" auch in Luxemburg
nichti mmer bei jenen Menschen
ankommen, die es amnötigsten
haben, darauf weist Robert
Hemmer hin, der Leiter der Ab-
teilungfürInfektionskrankheiten
am Centre Hospitalier. Und er
betont, dass gerade diejenigen
benachteiligt seien, die von
vornherein schon marginalisiert
sind. Dazu gehört unter ande-
rem die Gruppe der "Sans Pa-
piers". Unter einer doppelten
Ausgrenzung leiden vor allem
HIV−Positive, die ohne Aufent-
haltsgenehmigung im Land le-
ben. Unter denetwa440 HIV−Po-
sitiven in Luxemburg bilden sie
nur einekleine Gruppe.
Die "Sans Papiers" sind nicht

zuletzt benachteiligt, was den
Zugang zu Behandlungsmöglich-
keiten angeht. Die Angst, sich
bei der Aidsberatungsstelle zu
melden, sei oft auch mit der
Angst verbunden, aus derIllega-
lität herauszutreten und damit
Gefahr zu laufen, abgeschoben
zu werden, weiß Goedertz. Hin-
zu komme, so der Psychologe,
dass die "illegalen" Immigranten
oft aus Kulturkreisen kommen,
in denen das Thema Aids noch
viel stärker mit Tabus belegt ist.
Dabei stehe auchihnen aus hu-
manitären Gründen das Recht
auf eine medizinische Versor-
gungzu.

Antwort lässt auf sich
warten
"Da sie keine Papiere haben

und keine Arbeitserlaubnis be-
sitzen, sind sie auch nicht kran-
kenversichert", beschreibt Goe-
dertz den Teufelskreis. Bis HIV−
positive"Sans Papiers" sichaber
erst einmal durchringen, sichin
ärztliche Behandlung zu bege-
ben, dauere es lange. Zwar be-
kommensie nach Goedertz Wor-
ten aus humanitären Gründen
eine befristete Aufenthaltsge-
nehmigungausgestellt, dieserei-
che jedoch nicht weit genug.
"Siesollenaucharbeitendürfen.
Dazu bedarf es zumindest einer
befristeten Aufenthaltsgenehmi-
gung", fordert der Berater und
verweist auf einen Brief des "co-
mité de surveillance du sida"
an das Gesundheits− und an
das Justizministeriumvor etwa
einem Jahr, in dem eine dahin
gehende Forderunggestellt wur-
de. Das Justizministeriumist für
die Aufenthaltsgenehmigung
unddie Arbeitserlaubnis zustän-
dig: Eine Antwort auf den Brief
des Komitees blieb es bis heute
schuldig.
"Sicher bedarf es strenger Kri-

terien, umeinemKrankentouris-
mus vorzubeugen", weiß Goe-
dertz. Aber ohne legalen Status
blieben die vom HIV−Virus be-
troffenen "Sans Papiers" weiter
in einemprekären Zustand. Und
sie bleiben mehrfach stigmati-
siert: als "Illegale", als Mittellose
undals HIV−Positive.

StefanKunzmann

Nach demStreik: Arithmetik und Perspektiven
Amvergangenen Montag tagte der CFL−Verwaltungsrat.
Bei dieser Gelegenheit i nformierte die Direktion ei n wei-
teres Mal über den rückläufi gen Trend i m Gütertrans-
port. Der Personentransport dagegen nehme regel mä-
ßig zu, so das CFL−Kommuni qué weiter. Der Verwal-
tungsrat beschloss, "die I nformati onspolitik gegenüber
den Eisenbahnern aktivfortzusetzen", umdas Verständ-
nis für die Situation der CFL i m EU−Kontext zu verbes-
sern. Der Verwaltungsrat habe auch auf ei ne Beschleu-
ni gung der Arbeit amStrategiepapier gepocht.
Die EisenbahnerI nnengewerkschaft FNCTTFEL bedauert
i n i hremKommuniqué, dass erneut kei n Strategiepapier
vorgelegt wurde. Auch der Präsi dent des Verwaltungs-
rates habe gefunden, man warte schon viel zu lange da-
rauf. Wie es weitergeht, soll ei n Streikausschuss am
kommenden Dienstag entscheiden.
Unei ni gkeit gi bt es bei der Berechnung der Streikbeteili-
gung. Die Gewerkschaft kommt auf 87 Prozent, wobei
sie die Zahl der Streikenden i m Verhältnis zur Zahl der
Diensthabenden ni mmt. Die Direktion dagegen kommt
auf nur 49 Prozent, denn sie rechnet den Anteil der
Streikenden an der Gesamtbelegschaft. Der Unterschied
ist laut Gewerkschaft vor allem auf die zahlreichen, i m
Rahmen der Schichtarbeit gar nicht zum Dienst ver-
pflichteten EisenbahnerI nnen zurückzuführen. Die Di-
rektion aber verweist darauf, dass zahlreiche Personen
gezielt an jenem Tag Urlaub genommen hätten. Unklar
blei bt jedoch, wer Urlaub genommen hat: Streikunwilli-
ge, die den Betrieb nicht schädigen wollten, solche, die
Angst vor den Streikposten hatten oder Streikwilli ge,
die Angst vor der Direkti on hatten?

AlyJaerling sorgt sich umdie Buben
Der Noch−ADR−Abgeordnete Aly Jaerli ng lässt kei ne
Gelegenheit aus, gegen die zaghafte Gleichberechti-
gungspolitik der Regierung zu wettern. Vor ei ni gen Wo-
che erst, regte er sich über ei ne sei nes Erachtens män-
nerfei ndliche Ausstell ung über Gewalt gegen Frauen
auf, die auf I nitiative des Frauenministeri ums i n der
großen Halle des Luxemburger Bahnhofs aufgestellt
worden war. Dieser Tage stieß i hm der zweite "Girl' s
Day" auf, dessen Ziel es ist, Schüleri nnen mit ei ner oft
männlich geprägten Berufswelt i n Kontakt zu bri ngen.
" Wat gouf dësen Dag fier d' Bouwe gemach?", fragt der
Abgeordnete i n ei ner parlamentarischen Anfrage an die
Erziehungs− und die Familienministeri nnen. Er sieht die
Psyche der " männleche Kanner" i n Gefahr, die sich i n
die Ecke gedrängt fühlen, dai hnen diese Art der staatli-
chen Unterstützung verwehrt sei. Der vom Cid−Femmes
organisierte "Girl' s Day" ist ei ne i nternationale I nitiative,
die i hren Ursprung vor 13 Jahren i n den USAfand. Die
am diesjähri gen "Girl' s Day" beteili gten Mädchen haben
übri gens vorgeschlagen, ei nen ähnlichen Tag für Jun-
gen zu veranstalten, um auch i hnen neue Berufsmög-
lichkeiten i n so genannten Frauenberufen nahe zu bri n-
gen. Vielleicht erklärt sich Aly Jaerli ng ja i m nächsten
Jahr bereit, ei ner Jungendelegati on die Vorzüge des
Raumpflegeberufs am praktischen Beispiel i n der
Chamber vorzuführen.

Grethen contrelesénergiesrenouvelables
Un nouveau pavé dans la mare que ce discours à
l' occasion de la célébration du 75e anniversaire de la
Cegedel, le soir du 15 mai, et diffusé à la presse dès
l' après−midi. Après un bilan positif des premières éta-
pes de la li béralisati on, le mi nistre de l' économie
examine la directive européenne en faveur de la pro-
ducti on d' électricité de sources renouvelables. Celle−ci
prévoit de faire passer la production l uxembourgeoise
de 2 pour cent à 5,7 pour cent en 2010. Selon Henri
Grethen, les potentiels offerts par l' énergie éolienne, la
biomasse et le solaire n' y suffiront pas, et il concl ue:
"... il faut se rendre à l' évidence que la réalisation de
l' objectif préconisé par la Commissi on européenne ne
se fera pas." Pl us généralement, il expli que que "les
sources d' énergies renouvelables ne pourront pas, à
terme, remplacer la production fiable et prévisi ble des
centrales électri ques classiques."
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